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KAPITALISMUS!



Die Jugend zeigt vor wie’s geht. 
Wie so oft schon in der Geschichte 
ist sie die erste soziale Kraft die 
aufsteht, wenn ein politischer 
Kampf nötig wird. Diesmal geht es 
um nichts weniger als die Lebens-
grundlagen auf unserem Planeten.
Weil die Klimastreiks nicht nur 
ein so bedeutendes Thema adres-
sieren, sondern gleichzeitig eine 
ungeheure Stärke gezeigt haben, 
widmen wir uns in dieser Ausgabe 
schwerpunktmäßig in drei ver-
schiedenen Artikeln der Umwelt. 
Wir zeigen auf warum der Kampf 
der Jugend wichtig ist, warum wir 
sie dabei keineswegs alleine lassen 
dürfen und warum dieser  Kampf 
einer gegen das kapitalistische Sys-
tem selbst werden muss!
Eine Repräsentantin dieses ver-
rotteten Systems ist natürlich auch 
unsere österreichische Regierung. 
Auch sie trägt zur Umweltzer-
störung wesentlich bei. Derzeit 
ist sie unter anderem damit bes-
chäftigt durch die Reform der 
Mindestsicherung die Ärmsten 
in unserer Gesellschaft weiter ins 
Elend zu treiben. Das kapital-
istische Elend macht aber auch 
nicht vor der österreichischen 
Facharbeiter*innenschaft halt, 
wie die unfassbaren Angriffe auf 
die Automobil-Arbeiter*innen in 
Wien-Aspern zeigen.
Doch es ist nicht alles hoffnungslos, 
das zeigt uns immer wieder der 
Blick auf internationale politische 
Entwicklungen. Besonders betont 
werden müssen hier die riesigen 
Proteste von Frauen am 8. März 
weltweit sowie der mächtige Volk-
saufstand in Algerien. Wir wün-
schen daher mit der Lektüre dieser 
Ausgabe des Arbeiter*innenstand-
punkts viel politischen Mut!
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Aventina Holzer

Fridays for Future, die Klima-Bewegung 
die jetzt in aller Munde ist, sammelte 
sich ursprünglich rund um die damals 
15-jährige Greta Thunberg, die seit dem 
August 2018 vor dem schwedischen Par-
lament ihren Schulunterricht bestreikte. 
Zuerst jeden Tag und nach einiger Zeit 
jeden Freitag, betonte sie ihre Forderun-
gen, wie z.B. die Einhaltung des juristisch 
nicht verbindlichen Pariser Klimaab-
kommens. Diese Aktion, auch wenn sie 
eine recht isolierte war, löste eine Welle 
an kollektiven Schulstreiks aus, die sich 
international ausbreiteten.

Am 15. März wurde international für das 
Klima gestreikt in einer noch nie dage-
wesenen globalen Protestwelle zu diesem 
Thema. Über 1,4 Millionen Schüler*in-
nen an 2.083 Orten, in 125 Ländern, 
auf allen Kontinenten streikten für ihre 
Zukunft. Von Berlin über Bangkok bis 
nach Tokio wurden die Schulen für eine 
bessere Zukunft bestreikt. Auch in Wien 
gingen Tausende auf die Straße, vor allem 
junge Menschen, Schüler*innen zwischen 
10 und 19 Jahren, machten sicherlich die 
Hauptteilnehmer*innen aus. Sie riefen 
Sprüche wie: „Wir sind hier und wir sind 
laut, weil ihr unsere Zukunft klaut.“ Und 
„Climate justice now!“. Aber warum denn 
diese ganze Aufregung? Wie schlecht ist 
es um die Erde tatsächlich bestellt?

Vorzeichen der Klimakatastrophe

Greta Thunberg meinte bei ihrer Rede am 
Weltwirtschaftsforum in Davos Ende Jän-
ner: „Ich möchte, dass ihr euch so verhal-
tet als würde unser Haus in Brand stehen. 
Weil es das tut.“ Damit spricht sie eines 
der Kernprobleme der Umwelt an: die 
Klimaerwärmung.

Die fünf heißesten Jahre seit die Auf-
zeichnungen begonnen haben sind: 2016, 
2015, 2014, 2013 und 2010. Die globale 
Durchschnittstemperatur ist bereits um 
1 °C gestiegen. Das führt aber nicht zu 

laueren Wintertagen und mehr Badespaß 
im Sommer. Dieser Anstieg bringt die 
Balance unseres Klima- und Ökosystems 
durcheinander. Der Meeresspiegel steigt 
und zwang bereits mehr als 1 Millionen 
Menschen dazu ihren Wohnort zu verlas-
sen. Dürren und Hitzetode nehmen Jahr 
für Jahr zu. Der menschengemachte Teil 
der Klimaerwärmung müsste durch den 
Stopp weiterer Emissionen von Treib-
hausgasen aufgehalten werden. Aber 
die  relevanten Beschlüsse dazu werden 
Umgangen oder sind rechtlich nicht bin-
dend. Vor allem die USA und China, die 
größten Wirtschaftsmächte, tragen zu 
den Emissionen und umweltverschmut-
zendem Verhalten bei, nehmen sich aber 
ebenfalls gerne aus jeder Verantwortung. 
Aber Klimaerwärmung alleine ist nicht 
das Problem. Umweltverschmutzung, 
verpestete Luft, Artensterben, vergifte-

te Flüsse, Unmengen an Plastikmüll im 
Meer und Treibhausgasemissionen sind 
alles Dinge, die uns immer mehr an den 
Abgrund führen. Und verantwortlich 
ist dabei nicht primär „der individuelle 
Konsument“, sondern diejenigen die sich 
anscheinend immer am wenigsten ange-
sprochen fühlen, wenn es um die Einhal-
tung der Klimaziele geht. Die größten 100 
Konzerne sind verantwortlich für mehr 
als 70 % aller globaler Emissionen. 

Individualismus als Problem 
der Bewegung

Klimapolitik kann nur funktionieren, 
wenn eine ernsthafte Umstellung im Be-
wusstsein stattfindet. Aber zu glauben, 

dass wir über individuelles Konsumver-
halten die Produktionsart ändern kön-
nen, ist wie den Wagen vor das Pferd zu 
spannen. Natürlich ist es nicht schlecht 
wenn jeder und jede einzelne im hier 
und jetzt umweltbewusster lebt aber eine 
Umstellung auf ein nachhaltiges Wirt-
schaften erfordert kollektives, politisches 
Handeln. Wir müssen handeln und wir 
müssen es bald tun. Die Zerstörung des 
Planeten ist unsere Schuld und es ist un-
sere Verantwortung so gut es geht diesen 
Schaden wieder gut zu machen. Aber 
dafür müssen wir das Problem auch 
beim Namen nennen und nicht so tun 
als würden alle gleichermaßen zu diesen 
schrecklichen Bedingungen beitragen. 
Bewegungen wie Fridays for Future stel-
len dabei einen wichtigen Impuls dar. 
Aber ihre Angst davor mit ernsthaften 
politischen Positionen und Meinungen 

zu diesem Thema zu kommen und damit 
aus der fiktiven Rolle der sogenannten 
Zivilgesellschaft zu fallen, droht die Be-
wegung in die Sackgasse zu führen. Eine 
große und breite Bewegung hinter sich 
zu sammeln ist wichtig und notwendig. 
Aber ohne eine klare politische Ausrich-
tung kämpfen wir gegen Windmühlen. 
Gerade der internationale Rechtsruck 
spielt der Industrie und Umweltver-
schmutzer*innen in die Hände und ver-
leugnet Tatsachen um eine aggressivere 
kapitalorientierte Politik durchzusetzen. 
Ein Kampf für Klimagerechtigkeit muss 
ein klarer politischer Kampf sein.

Die Idee auf einer breiten Basis von Ein-
zelpersonen eine friedliche, unpolitische 

INDIVIDUALISMUS ALS PROBLEM, 
SOZIALISMUS ALS LÖSUNG

KLIMASTREIKS, UMWELT UND KAPITALISMUS

Wir müssen handeln und wir müssen es bald tun. Die 
Zerstörung des Planeten ist unsere Schuld und es ist un-
sere Verantwortung so gut es geht diesen Schaden wie-
der gut zu machen. Aber dafür müssen wir das Problem 
auch beim Namen nennen und nicht so tun als würden 
alle gleichermaßen zu diesen schrecklichen Bedingun-
gen beitragen.

“

3Österreich



Bewegung aufzubauen, ist Teil einer 
Gesamtmentalität der jetzigen Klimabe-
wegung. So möchte man ja schließlich 
auch Einzelpersonen motivieren um-
weltbewusster zu sein und an einzelne 
Politiker*innen appellieren eine stärkere 
Positionierung zum Klimaschutz zu ent-
wickeln. Wir können aber nur mit ge-
meinsamen, organisierten Auftreten und 
weiterführenden Ideen und Vorschlägen 
gewinnen. Es gibt einen Grund warum 
es bis jetzt überhaupt soweit kommen 
konnte. Es herrscht ein großes Interesse 
daran den Status quo beizubehalten. Die 
Herrschenden werden niemals einsehen, 
dass etwas ernsthaftes, radikales getan 
werden muss. Deshalb müssen wir es tun 
und jetzt für eine antikapitalistische, re-
volutionäre Umwelt- und Klimapolitik 
demonstrieren.

Politische, antikapitalistische Strategie

So wie ihre politische Ausrichtung so ist 
auch die Zusammensetzung von Fridays 
for Future undurchsichtig. Es gibt keine 
klar zuständige oder gar gewählte Ins-
tanz. Das führt zu undemokratischen 
Organisationsabläufen und Verwirrung 
an wen man sich eigentlich wenden soll. 
Schüler*innen, auch wenn sie nicht die 
Kraft haben das kapitalistische System 
alleine zu stürzen, sollten demokrati-
sche Kontrolle über ihre eigenen Bewe-
gungen haben. Allgemeine Forderungen 
die die Bewegung international aufstellt 
sind in einem offenen Brief festgehalten. 
Vollkommen korrekt halten sie in die-
sem Brief die Ungerechtigkeit fest, dass 
Jugendliche am wenigsten mitbestim-
men dürfen, aber am meisten noch unter 
der Klimakatastrophe zu leiden haben. 
Durch die heterogene Zusammensetzung 
der Bewegung kommt es aber kaum zu 
gemeinsamen konkreten Forderungen. 
„Wir müssen die Klimakrise endlich wie 
eine Krise behandeln“ und „Wir fordern 
die Entscheidungsträgerinnen und Ent-
scheidungsträger auf, Verantwortung zu 
übernehmen und diese Krise zu lösen, 
oder zurückzutreten. Ihr habt in der 
Vergangenheit versagt. Wenn ihr wei-
terhin versagt, werden wir jungen Men-
schen selbst diesen Wandel vollziehen. 
Die Jugend dieser Welt hat begonnen, 
sich zu bewegen, und wird nicht wieder 
ruhen.“ sind hierbei die konkretesten 
Forderungen.

Deshalb treten wir innerhalb der Bewe-
gung für eine antikapitalistische Lösung 
des Umweltproblems ein. Klimaabkom-

men und Umweltpatente reichen nicht 
aus in einer Welt die Profit über alles 
andere stellt. Das Problem der Klima-
krise ist ein Problem das mit Zeitdruck 
gelöst werden muss. Viele Forderungen, 
welche momentan an die Leute an der 
Macht gestellt werden sind sinnvoll und 
nachvollziehbar. Aber in einer Ära des 
zunehmenden Rechtsrucks auch immer 
unrealistischer. Es ist kein Zufall, dass 
Trump, Strache und Co. den menschen-
gemachten Klimawandel abstreiten. Dies 
unterstützt nur weiter ihre Politik in der 
Interessen des Kapitals ständig über die 
von Menschen gestellt wird. Wenn wir 
unsere Umwelt retten wollen können wir 
uns nicht auf diese Leute verlassen. Aber 
abgesehen von dieser besonders schlech-
ten Ausgangssituation die wir heute ha-
ben, zeigen auch „linkere“ Parteien wenig 
Bereitschaft die radikale Änderungen 
einzubringen, die nötig wären. Das Inte-
resse von einzelnen wird auch hier über 
das der Mehrheit gestellt. Schließlich 
bräuchte man ja Investition und gute 
Bedingungen für Unternehmen damit 
diese nicht abwandern. Der „Green New 
Deal“ der in den USA momentan disku-
tiert wird und vorsieht fossile Brennstoffe 
bis 2030 fast komplett zu ersetzen wurde 
mit 57 gegen 0 Stimmen (mit 45 Demo-
kratischen Abgeordneten anwesend, aus 
deren Partei der Vorschlag ursprünglich 
kommt) in einer Verfahrensabstimmung 
abgelehnt. Das heißt noch nicht das das 
Thema damit erledigt ist, führt aber zu ei-
ner Verschiebung der Lösung. Und wenn 
wir eine Sache nicht mehr haben in der 
Frage von Umweltzerstörung, dann ist es 
Zeit.

Warum Jugendliche nicht alleine 
kämpfen sollten

Die Bewegung ist eine der Jugend. Das 
ist auch gut so. Jugendliche sind oft in 
Kämpfen die erste Kraft, die sich hinter 
progressiven Forderungen sammelt und 
einen Anstoß für die älteren Generatio-
nen gibt auch aktiv zu werden. Außerdem 
sind junge Menschen diejenigen, die mit 
den Konsequenzen der nachlässigen Um-
weltpolitik am längsten leben müssen. 
Aber die Jugend hat keine ökonomische 
Macht. Nur die Arbeiter*innenklasse hat 
aufgrund ihrer besonderen Stellung im 
Produktionsprozess die Fähigkeit ernst-
hafte Veränderung gegen die Profitinter-
essen der Kapitalist*innen herbeizufüh-
ren – der Kampf der Jugend muss mit 
dem der Werktätigen verbunden werden. 
Die Rolle der Arbeiter*innen ist deshalb 

eine so zentrale, weil sie durch Streiks 
nicht nur allgemeine Entrüstung aus-
lösen (wie es bei Schüler*innen der Fall 
ist), sondern tatsächlich die Produktion 
und Unternehmensabläufe zum Still-
stand bringen. Das bedeutet nicht nur 
einen Geldverlust für Kapitalist*innen, 
sondern auch eine gesamtgesellschaftli-
che Bedrohung. Ohne die Arbeiter*innen 
geht nichts voran, und auch wenn gerne 
so getan wird, als würde „die Wirtschaft“ 
arbeiten so sind es doch reale Menschen, 
die am Schalthebel der gesellschaftlichen 
Abläufe und Produktion sitzen. Deshalb 
sollten Gewerkschaften zu den Klimapro-
testen aufrufen und es sollte zu Streiks 
von Werktätigen kommen, die sich gegen 
die jetzige Regierung und ihre Klimapoli-
tik stellen. Dafür brauchen wir aber eine 
klare Ausrichtung der Klima-Bewegung 
auf die Arbeiter*innenbewegung. Die 
internationalen Ansätze der Bewegung 
müssen sinnvoll genutzt werden.

»» Solidarität mit allenfortschrittli-
chen Kämpfen für die Umwelt!

»» Gegen jede Repression der Bewegung, 
Jugendliche auf der ganzen Welt müssen 
gegen faule Ausreden und Drohungen 
(wie schlechte Noten, Geldstrafen) und 
ernsthafte Strafen verteidigt werden!

»» Aufklärung über wissenschaftliche Tat-
sachen über Umweltzerstörung und kla-
re Benennung von den Hauptschädigern!

»» Projekte zur Wiederaufforstung von 
Wäldern, Anreicherungen von Böden 
und Säuberung von Gewässern auf 
Kosten der Konzerne. Eine nachhal-
tige und umweltbewusste Landwirt-
schaft muss aufgebaut werden.

»» Für den flächendeckenden Aus-
bau eines CO2-armen, öffent-
lichen Verkehrssystems!

»» Enteignung der größten Umweltver-
schmutzer: Industrie und Unternehmen 
– Sie sollen für den Umstieg auf und den 
Ausbau von klimaneutralen alterna-
tiven Produktionsweisen bezahlen.

»» Für einen internationalen Umstieg 
auf erneuerbare Energie in einer 
geplanten Wirtschaft unter Arbei-
ter*innenkontrolle!		
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Jugendorganisation REVOLUTION

Beim heutigen internationalen Kli-
mastreik waren, nicht nur in Wien, tau-
sende Jugendliche auf der Straße, um ge-
gen die aktuelle weltweite Klimapolitik zu 
demonstrieren. International waren in 123 
Ländern Schüler*innen auf der Straße. 
Und es war auch schon längste Zeit, genau 
dies zu tun und ein Zeichen zu setzen gegen 
Umweltverschmutzung und Ausbeutung 
ganzer Gebiete, Regionen und Länder, nur 
für die Profite Weniger. Die Auswirkungen 
davon sind jetzt stärker zu spüren als je 
zuvor. Verschiedenste Inselstaaten fangen 
an, mehr und mehr im Meer zu versinken, 
Klimakatastrophen werden zu fast alltägli-
chem Problem und auch in Österreich sind 
schon erste Auswirkungen zu spüren.

In den letzten Jahren gab es erstmals 
mehr Tode durch Hitze als durch Ver-
kehr. In den Jahren 2013, 2015 und 2017 
starben bis zu 479 Menschen durch Ver-
kehrsunfälle, während die Zahl der Tode 
durch Hitze bis auf 1122 gestiegen ist.
Greta Thunberg und die „Fridays for 
Future”-Bewegung haben hier schon 
gute Ansätze geliefert, diese können 
aber auch noch sehr ausgebaut und 
angepasst werden.

„Fridays for Future“, die sich als Reakti-
on auf Greta Thunbergs wöchentlichen 
Klimastreik gegründet haben, haben 
auch in Wien den Streik maßgeblich or-
ganisiert. Wir haben als Bündnis „Schul-
streik gegen Schwarz-Blau“ auch für die-
se Demonstration aufgerufen, denn uns 
ist klar: Der Klimawandel ist ein höchst 
politisches Thema. Der Zugang von „Fri-
days for Future“ ist es an Einzelpersonen 
zu appellieren und Regierungskritik, die 
sich nicht auf die Erhöhung des Tempo-
limits auf Autobahnen bezieht, so gut es 
geht vermeiden zu wollen. Es soll damit 
eine breite zivilgesellschaftliche Bewe-
gung geschaffen werden. Wir als junge 
Menschen und Schüler*innen haben aber 
eine politische Meinung zu diesem The-
ma, und die lassen wir uns sicher nicht 
verbieten. Wir sind nicht hier um euch 
zu gefallen, wir sprechen auch die unan-
genehmen Wahrheiten aus. Das heißt das 
für uns klar ist, dass im Kapitalismus eine 
wirklich nahhaltige Welt nicht möglich 
ist. Die Erde zu retten bedeutet auch zeit-
gleich dieses Wirtschaftssystem überwin-

den zu müssen. Natürlich gibt es Leute, 
die das anders sehen und andere Mei-
nungen dazu haben. Wir können uns ge-
meinsam für Klimagerechtigkeit einset-
zen auch wenn wir andere Vorstellungen 
davon haben, wie wir dort hinkommen. 
Aber keiner kann uns absprechen mit un-
seren eigenen politischen Ideen und For-
derungen für eine sinnvolle Klimapolitik 
einzutreten. Wir hören oft genug was man 
nicht darf und nicht machen soll. Gerade 
in einer Jugendbewegung sollten wir ge-
meinsam unsere Inhalte bestimmen und 
uns nicht von irgendwelchen Erwachse-
nen erklären lassen, wie wir aufzutreten 
haben, damit wir „gefallen“.

Auch in Österreich sind schon Auswir-
kungen des Klimawandels zu spüren. Die 
schwarz-blaue Regierung macht aller-
dings nicht viel, um es bei diesen weni-
gen Auswirkungen zu belassen. Noch gilt 
Österreich als eines der Vorzeigeländer, 
was Klimaschutz, vor allem im Bereich 
der Energieproduktion, angeht (inner-
halb Österreichs wird Energie nur noch 
durch erneuerbare Energien erzeugt, al-
lerdings wird Atomstrom aus anderen 
Ländern angekauft). Mit Projekten wie 
der 140 km/h Grenze auf Autobahnen 
von Verkehrsminister Hofer, oder der 
Verlängerung des Kaufvertrags französi-
scher Atomenergie, wird das Klima alles 
andere als geschont.

ferenz 2015 haben sich 196 Staaten dar-
auf geeinigt, die globale Erderwärmung 
auf unter 2 Grad Celsius, möglichst 1,5 
zu senken. Österreich gilt, wie erwähnt, 
als Vorzeigebeispiel was CO2 Emissionen 
angeht. Wenn wir aber so weiter machen, 
wie wir es jetzt tun, und nichts geändert 
wird, steuern wir auf eine durchschnitt-
liche Erwärmung um ca. 5,5 Grad bis 
2030 zu.

Ein großes Augenmerk dieser Regierung 
liegt auf nationaler Industrie. Wie sehr 
die Umwelt dadurch belastet wird, und 
was für Folgen diese Belastung für un-
sere Zukunft haben wird, darüber denkt 
Schwarz-Blau nur ungern nach. Gerade 
für uns Jugendliche kann das unglaubli-
che Folgen haben. Wir sind die Genera-
tion von morgen, wir müssen in 20, 30, 
40 Jahren mit dem Klima und der Um-
welt zurechtkommen. Zeitgleich wird uns 
aber nicht zugetraut, dass wir eine eigene 

politische Meinung haben können, und 
wenn wir dann auf die Straße gehen, um 
zu demonstrieren und den Regierenden 
zu zeigen, dass wir mit ihrer Politik nicht 
zufrieden sind, werden wir nur mit einem 
Schmunzeln beiseite geschoben und auf 
das Schulschwänzen reduziert. Die Ju-
gend ist der Sündenbock der Gesellschaft 
und mit Themen wie diesen, die nicht 
nur für uns, sondern für alle von riesiger 
Bedeutung sind, egal ob sie es einsehen 
möchten oder nicht, können wir zeigen, 
dass wir nicht in unserer eigenen Welt 
leben, keine Ahnung vom aktuellen po-
litischen Weltgeschehen haben oder uns 
„eh alles egal ist“.

Das Thema Klimapolitik ist noch nicht 
abgeschlossen. Noch lange nicht. Es wird 
sogar, im Gegenteil, immer wichtiger. 
Wir werden also weiterhin auf die Stra-
ße gehen. Jugendliche sind die, die noch 
am längsten mit den Konsequenzen der 
Umweltzerstörung leben müssen. Umso 
besser, wenn gerade sie öffentliche Ent-
rüstung über das Fernbleiben vom Un-
terricht auslösen können. Konsequente 
Klimapolitik, die wirkliche Veränderung 
schafft, muss aber noch einen Schritt 
weiter gehen. Wir müssen gegen die-
se Regierung, die nur die Interessen der 
Unternehmen im Sinn hat kämpfen. Wir 
müssen gegen den globalen Rechtsruck 
kämpfen, der den Klimawandel und 
wissenschaftliche Fakten zur Umwelt-
verschmutzung einfach verleugnet oder 
ignoriert. Wir müssen eine Alternative zu 
diesem Wirtschaftssystem vorlegen, das 
einfach nicht und wieder nicht nachhal-
tig produzieren kann. Und zu guter Letzt 
müssen wir uns unabhängig organisieren, 
denn nur gemeinsam sind wir stark!

Es ist unglaublich wichtig, gerade jetzt 
als Jugendliche*r auf die Straße zu gehen 
und den Leuten zu zeigen, was unsere 
Meinung ist. Gemeinsam können wir 
eine bessere und längere Zukunft für uns 
heraus-, und die Machthabenden nieder-
schlagen.			        

WELTWEITER KLIMASTREIK
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Alex Zora

Nach dem weltweiten Klimastreik am 15. 
März, bei dem auch in Österreich zehn-
tausende Schüler*innen auf die Straße, 
gingen richtete sich Elisabeth Köstin-
ger, die sogenannte Nachhaltigkeitsmi-
nisterin und Kurz-Vertraute, mit einer 
Videobotschaft an die Organisator*in-
nen der Demonstration. Sie dankte ih-
nen, dass „junge Menschen, Schülerin-
nen und Schüler uns [die Regierung] in 
diesem Kampf für mehr Klimaschutz 
auch unterstützen“.

Die Organisator*innen der Proteste, Fri-
days for Future Wien, widersprachen 
dem sofort und stellten klar, dass sich ihr 
Kampf in erster Linie gegen die Untätig-
keit der Regierung richtet. Diese Episode 
fasst das Verhältnis der schwarz-blauen 
Regierung zum Thema Klimaschutz gut 
zusammen. Auf der einen Seite wird, 
wie in so vielen Bereichen, versucht sich 
als modern und neu darzustellen - man 
trete ja ohnehin für die richtigen Din-
ge ein - die Realität sieht aber wie so oft 
ganz anders aus. 

Strache der Klimawandelleugner

Der von Köstinger angesprochene 
„Kampf für mehr Klimaschutz“ ist be-
sonders absurd, da sich die Regierung 
nicht einmal darüber einig ist, ob es sich 
beim Klimawandel um ein vom Men-
schen gemachtes Phänomen handelt. In 
einem Interview im Dezember letzten 
Jahres meinte der jetzige Vizekanzler 
Strache zu diesem Thema: „Inwieweit der 
Mensch das Klima beeinflussen kann, ist 
eine offene Frage. Klimaveränderungen 
gibt es seit Jahrtausenden.“ Damit stellt 
er sich  nicht nur in eine Reihe mit dem 
weit rechts stehenden brasilianischen 
Präsidenten Jair Bolsonaro („Klima-
schutz ist keine Priorität“) und Donald 
Trump („Ich weiß nicht ob es menschen-
gemacht ist“), sondern leugnet auch 
alle  Erkenntnisse der modernen  
Wissenschaft.

Das Argument des „natürlichen“ Klima-
wandels ist kein neues. Mit Bezug auf 
langfristige Änderungen im Weltklima 
wird behauptet, auch jetzt würde sich so 
eine Entwicklung abspielen. Die meisten 
Studien hingegen zeigen, dass die natür-
lich auftretenden Änderungen für sich 
genommen eher eine abkühlende als eine 
erwärmende Wirkung hätten. Um noch 
deutlicher zu zeigen, dass es den Leug-
ner*innen des menschengemachten Kli-
mawandels nicht darum geht die Fakten 
erst einmal herauszufinden, kann man 
die Trump-Regierung heranziehen. An-
statt die angeblich ungeklärten Ursachen 
zu erforschen, wollen Trump und Co. die 
Ausgaben für Klimaforschung deutlich 
kürzen. Ein deutliches Zeichen, dass es 
sich hier nicht um (unfundierte) Skepsis 
handelt, sondern um Profite für die Koh-
le-, Öl- und Gasindustrie.

Unzureichende Politik

In ihrem Papier zur „Österreichischen 
Klima- und Energiestrategie“, das die 
Bundesregierung im April passender-
weise im OMV-Hörsaal der Wirtschaf-
tuni in Wien präsentierte, bekennt sie 
sich dazu die EU-Ziele für das Jahr 2030 
zu erfüllen. Darunter fallen neben an-
deren Punkten die Reduktion der Treib-
hausgasemissionen um 40 % gegenüber 
1990, Ausbau des Anteils erneuerbarer 
Energie auf 32 % und die Steigerung der 
Effizienz im Energiesystem um 32,5 %. 
Gleichzeitig hat die schwarz-blaue Re-
gierung in vielen Bereichen bisher be-
stehende Ziele gesenkt – zum Beispiel 
wird die Sanierungsrate von Gebäu-
den von 3 % auf 2 % pro Jahr gesenkt. 
Konkrete Maßnahmen um wirklich ef-
fizient und garantiert den Herausfor-
derungen des Klimawandels entgegen 
zu treten finden sich natürlich nicht in 
diesem Plan. Das wird unter anderem 
auch klar, da dort explizit die „budgetä-
re Nachhaltigkeit“ gefordert wird. Doch 
ohne massive neue Investitionen in For-
schung, Infrastruktur und den Energie-

sektor wird sich das größte Problem der 
Menschheit kaum lösen lassen.

Rückschrittliche Politik

Doch die Regierung ist nicht einfach 
„nur“ untätig, sie setzt auch noch Schritte 
in die falsche Richtung. Der FPÖ-Ver-
kehrsminister Norbert Hofer zum Bei-
spiel setzte ein Prestigeprojekt auf den 
Autobahnen um. Aktuell gibt es zwei 
Abschnitte auf der Westautobahn A1 auf 
der das Tempolimit auf 140 km/h erhöht 
wurde. Ziel dabei ist auszutesten ob dies 
generell zum neuen Tempolimit auf den 
österreichischen Autobahnen werden 
soll. Dabei ist wesentlich, dass sich die 
Geschwindigkeit nur um 7,6 % erhöht, 
der CO2 Ausstoß hingegen um 10 % und 
der Ausstoß von gesundheits- und klima-
schädlichem Stickoxid sogar um 16 %. 

Die schwarz-blaue Regierung ist au-
ßerdem ein großer Fan der dritten Pis-
te am Schwechater Flughafen. Anstatt 
in umweltfreundliche Transportmittel 
wie den Schienenverkehr zu investieren, 
wird hier lieber Geld in den Ausbau des 
Flugverkehrs gesteckt, der einen deut-
lich höheren CO2-Ausstoß pro Pas-
sagier und zurückgelegtem Kilometer 
hat. Anstatt die teilweise absurd hohen 
Preise des Bahnverkehrs zu reduzieren 
werden lieber schlechtere Formen des 
Verkehrs gefördert. 

Diese Politik der Regierung ist wie in 
so vielen Punkten nicht das was sie in 
PR-Meldungen von sich gibt. Es liegt an 
uns, den Lohnabhängigen, diese geheu-
chelte Rhetorik zu entblößen und klar zu 
machen, dass es anstelle des Klimawan-
delss einen Systemwandel braucht. Der 
Kapitalismus als profitorientiertes System 
ist nicht in der Lage die großen Probleme 
der Menschheit zu lösen!
				         

SOZIALE KÄLTE UND 
GLOBALE ERWÄRMUNG

SCHWARZ-BLAUE KLIMAPOLITIK
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Heidi Specht

Mit der Umstrukturierung von Mindestsi-
cherung auf Sozialhilfe führt die Regierung  
neue Attacken auf arbeitslose Menschen 
und Geringverdiener*innen. Besonders 
betroffen sind – wie könnte es mit dieser 
Regierung anders sein – Migrant*innen. 
Der Gesetzesentwurf wurde am 13. März 
im Ministerrat beschlossen und kommt vo-
raussichtlich Ende Mai in den Nationalrat.

Wer ist betroffen?

Gerade die Mindestsicherung dient 
dazu, dass jeder Mensch in Österreich 
gerade einmal genug zum Überleben hat 
– was im neuntreichsten Land der Welt 
wohl kein Luxus ist. Sie ergänzt das Ein-
kommen von Geringverdiener*innen 
und steht all jenen zu die nicht arbei-
ten können  und keinen Anspruch bzw. 
nicht genug auf Arbeitslosengeld haben.. 
Doch selbst dieses Minimum soll jetzt 
eingeschränkt werden, fürs erste jedoch 
nicht für alle.

Die Versuchskaninchen bei dieser Re-
form sind Migrant*innen sowie Fami-
lien mit vielen Kindern. Wer nicht die 
österreichische Staatsbürger*innenschaft 
besitzt hat erst nach fünf Jahren Aufent-
halt Anspruch auf die Sozialhilfe. Als 
Flüchtlinge anerkannte Asylberechtig-
te – subsidiär Schutzberechtigte bleiben 
in der Grundversorgung – haben An-
spruch auf die Sozialleistung, allerdings 
stark reduziert. Die Regierung möchte 
die angeblich unfaire „Zuwanderung ins 
Sozialsystem“ beenden und einen „Ar-
beitsanreiz“ schaffen, daher 300 € auf 
den vollen Betrag (863 €) nur bei ausrei-
chenden Sprachkenntnissen in Deutsch 
oder Englisch bezahlen. Wie diese er-
worben werden sollen bei einer Politik 
die an Kursprogrammen kürzt und bei 
einer reduzierten Leistung mit der man 
sich kaum Miete und Essen leisten kann, 
geschweige denn einen Sprachkurs, ist 
nicht das Problem der Regierung. Im Ge-
genteil, dadurch werden Menschen in die 

Armut getrieben und soziale Probleme 
verursacht, welche die Regierung wieder 
für ihre rassistische Hetze heranziehen 
kann.

Die Kürzung bei Familien trifft kinder-
reiche Familien, durch eine degressive 
Staffelung der Familienbeihilfe bei der 
jedes weitere Kind weniger bezahlt wird 
(25, 15 und dann nur noch 5 %). Beson-
ders ironisch ist hier der Vergleich zum 
„Familienbonus“, bei dem die Steuerent-
lastung pro Kind gleichmäßig steigt, von 
dem aber besonders Gutverdiener*innen 
profitieren. Besonders gefährdet sind 
auch Alleinerzieher*innen (und damit 
hauptsächlich Frauen) für die zwar die 
Möglichkeit eines Zuschusses durch 
die Länder festgelegt ist, aber eben aus-
schließlich die Möglichkeit und kein fixer 
verpflichtender Zuschuss.

Die Fairness der Regierung

Ein zentrales Schlagwort von Seiten der 
Regierung ist der Begriff „Fairness“. Be-
reits die Umbenennung von Mindestsi-
cherung auf Sozialhilfe zeigt klar worum 
es dabei geht. Es geht um weitere Stigma-
tisierung der Betroffenen, es geht darum 
diese Leistung nicht als Anspruch darzu-
stellen sondern als Hilfsleistung, als groß-
zügiges Geschenk das man bekommt 
ohne es zu verdienen. Dabei werden auch 
die realen Zahlen nicht erwähnt laut de-
nen die Mindestsicherung nur 0,9 % der 
Ausgaben für Sozialleistungen darstellen.
Was die Regierung propagiert ist ein Bild 
von fleißigen (österreichischen) Men-
schen, die hart arbeiten müssen um gleich 
viel zu verdienen wie faule (zugewander-
te) Mindestsicherungsbezieher*innen, 
und mit ihren Steuergeldern auch noch 
deren Einkommen mitfinanzieren müs-
sen. Das betiteln sie als unfair. Und an-
statt niedrige Einkommen in Form eines 
vernünftigen Mindestlohns zu bekämp-
fen, kürzen sie bei den Ärmsten.

Der Weg zur Fairness muss über die Frage 
niedrigerer Sozialleistungen oder höhe-

rer Löhne hinausgehen. Es geht einerseits 
um die Frage wie Sozialleistungen finan-
ziert werden – unserer Meinung nach 
nämlich über Besteuerung von Reichtum 
und Profiten. Doch darüber hinausge-
hend muss es das Ziel sein das Ungleich-
gewicht von Arbeit und Arbeitslosigkeit 
aufzulösen durch die Aufteilung der Ar-
beit auf alle Hände bei vollem Lohn- und 
Personalausgleich. In letzter Instanz wird 
diese Forderung allerdings im Kapitalis-
mus nicht langfristig umsetzbar sein, da 
sie die Profite der Unternehmen und das 
gesamte System in Frage stellt. Um Fair-
ness zu schaffen müssen wir den Kapita-
lismus stürzen, denn in diesem System ist 
Ungerechtigkeit systemimmanent.

Ein ernsthafter Widerstand fehlt

Der Widerstand gegen die Reform ist 
leider kaum vorhanden. Die Opposition 
ist zwar dagegen, aber etwas ernsthaftes 
unternimmt sie nicht. Die SPÖ plant eine 
Klage gegen das Gesetz und in Wien will 
man sich gegen die Umsetzung stellen. 
Beides wird mit sehr hoher Wahrschein-
lichkeit erfolglos bleiben. Natürlich gibt 
es eine Menge an zivilgesellschaftlichen 
Kräften, die gegen die Reform sind und 
in der einen oder anderen Form dagegen 
vorgehen wollen. Ihr Protest ist aber mehr 
Symbolik als tatsächlicher Widerstand 
und selbst eine breitere Mobilisierung der 
„Zivilgesellschaft“ blieb bisher aus. Auch 
die Organisationen der radikalen Linken 
blieben bisher ruhig, vor allem weil sie 
unfähig sind ihre Kräfte gegen konkrete 
Angriffe zu bündeln. Ein Schulterschluss 
der Organisationen der Linken und der 
Arbeiter*innenbewegung, insbesondere 
der Gewerkschaften, zur Aufklärung und 
Mobilisierung der Arbeiter*innenklas-
se ist unerlässlich um der Spaltung der 
lohnabhängigen Menschen entgegen zu 
treten und die Solidarität zu einer prak-
tischen Waffe in den Händen der Arbei-
ter*innen zu machen.		       

... UND WAS HAT DAS 
MIT FAIRNESS ZU TUN?

MINDESTSICHERUNG WIRD SOZIALHILFE
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Michael Märzen

Von der Ankündigung des Stellenabbaus 
sei man im Betriebsrat von Opel in Wi-
en-Aspern nicht überrascht gewesen, nur 
vom tatsächlichen Ausmaß. Am Dienstag 
wurde der Belegschaft des Motoren- und 
Getriebe-Werks bei einer Betriebsver-
sammlung mitgeteilt, dass bis Jahresende 
350-400 Arbeitsplätze reduziert werden 
sollen – angesichts der knapp 1.200 Be-
schäftigten ist das jede dritte Stelle!

Kämpfen wolle man um die Arbeitsplätze 
aber nicht, immerhin gebe es noch vom 
Vorjahr, als damals schon 100 Jobs gestri-
chen wurden, einen Sozialplan. „Jetzt be-
ginnen erst einmal die Detailverhandlun-
gen mit der Geschäftsleitung“, sagt dazu 
die Vorsitzende des Arbeiter-Betriebsrats 
Renate Blauensteiner. In diese Richtung 
geht neben den Gewerkschaften PROGE 
und GPA-djp auch der Vorsitzende des 
Angestellten-Betriebsrats, Franz Fall-
mann: „Gesucht werden Mitarbeiter, die 
mit Jahresende freiwillig austreten, aus 
Altersgründen oder Jobwechsel.“ Das 
werde aber nicht reichen.
Die Pläne der Konzernleitung bedeuten 
somit nicht einfach einen Haufen golde-
ne Handschläge, sondern tatsächlich Ar-
beitslosigkeit sowie eine Arbeitsverdich-
tung für die restliche Belegschaft. Dass 
Betriebsrat und Gewerkschaften einen 
solchen heftigen Anschlag einfach hin-
nehmen spricht Bände über die sozialde-
mokratische Gewerkschaftsfraktion FSG, 
deren Angehörige Blauensteier (nebenbei 
auch Vizepräsidentin der Arbeiterkam-
mer Wien) ist.

Warum aber möchte die Konzernleitung 
überhaupt so viele Arbeitsplätze abbau-
en? Laut der Tageszeitung „Die Presse“ 
machte der deutsche Autokonzern Opel 
als Tochtergesellschaft von General Mo-
tors schon seit dem Jahr 2000 jährlich 
Verluste. Im März 2017 wurde das Un-
ternehmen vom französischen Auto-
mobilhersteller PSA (Peugeot, Citroën, 
DS, Vauxhall) übernommen. Noch im 

selben Jahr begann man im Rahmen des 
sogenannten Zukunftsplans „Pace“ (zu 
deutsch: Tempo) mit der Umsetzung ri-
goroser Sparpläne. Größere „Umstruktu-
rierungen“ gab es dann 2018 in Deutsch-
land, wo bspw. 3.700 Jobs vernichtet 
wurden. Insgesamt konnte man so die 
Fixkosten um reduzieren, sodass man 
schon 2018 wieder Gewinne verbuchte.
PSA-Chef Carlos Tavares ist das aber of-
fenbar nicht genug. Denn wie das deut-
sche Wochenmagazin „Stern“ berichtete, 
ist es das strategische Konzerninteresse, 
den operativen Gewinn bis 2026 weiter 
zu erhöhen. Insgesamt läuft die Strategie 
auf die Steigerung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit hinaus um neue 
Märkte zu erobern. So sollen die Über-
see-Exporte bis 2020 verdoppelt werden 
und bis 2022 will man 20 neue Export-
märkte erschließen, etwa in Saudi-Arabi-
en, Taiwan und Argentinien, mittelfris-
tig möchte man womöglich nach China 
und Brasilien liefern. Es steckt also viel 
mehr hinter der Arbeitsplätzevernich-
tung als irgendwelche Wettbewerbs-
schwierigkeiten, es geht um Expansion 
zur Gewinnsteigerung auf Kosten der 
Arbeiter*innen!

Nachdem PSA den Opel-Konzern über-
nommen hatte, mussten die Belegschaften 
in den verschiedenen Ländern um ihre 
Standorte fürchten. So auch in Wien-As-
pern, wo in diesem Jahr die Aufträge zur 
Produktion von 5-Gang-Schaltgetrieben 
auslaufen. Damit ein neues Schaltgetrie-
be durch den Mutterkonzern in Auftrag 
gegeben wird, hat sich die Stadt Wien im 
Juni letzten Jahres zu einer „Innovations-
förderung“ auf Kosten der Allgemeinheit 
in der Höhe von einer Million Euro hin-
reißen lassen, wobei man nicht einmal 
eine Arbeitsplatzgarantie erwirken konn-
te. Damit schrieb sich die Stadtregierung 
allerdings die Rettung des Standorts auf 
die Fahnen.
Ähnlich wie die SPÖ Wien hat sich der 
Betriebsrat schon drei Jahre davor verhal-
ten, als er mit der Geschäftsführung ei-
nen Standortsicherungspakt mit zwei mal 

2 % Lohnverzicht unterzeichnete. Weder 
die Förderung der Stadt Wien noch der 
Lohnverzicht der Belegschaft haben Ar-
beitsplätze retten können. Und es stellt 
sich die Frage was passiert, wenn die 
Autoproduktion angesichts der Tendenz 
zum Elektroantrieb in einigen Jahren auf 
die neuen Schaltgetriebe verzichten kann. 
Werden dann noch mehr Arbeitsplätze 
abgebaut? Oder wird dann doch das gan-
ze Werk geschlossen?

Die bisherige SPÖ-FSG Strategie des 
Kleinbeigebens ist klar gescheitert. Durch 
kampflose Zugeständnisse erreicht man 
eben doch nichts weiter als neue Zuge-
ständnisse. Die jetzige Orientierung von 
Betriebsrat, PROGE und GPA-djp auf 
einen Sozialplan bedeutet den Kampf 
schon aufzugeben, bevor er überhaupt 
begonnen hat. Um die Vorstöße der Kon-
zernführungen heute und morgen abzu-
wehren muss man aber in die Offensive 
gehen statt Schritt für Schritt zurück 
zu weichen!

Wenn die Arbeiter*innen von Opel Wi-
en-Aspern den Jobabbau nicht einfach 
hinnehmen wollen, dann müssen sie 
Druck auf ihre Vertreter*innen in Be-
triebsrat und Gewerkschaft ausüben. Sie 
müssen neue Betriebsversammlungen 
fordern und über Kampfmaßnahmen 
diskutiert. Sollen die Arbeitsplätze und 
das Werk erhalten bleiben dann muss ge-
streikt werden. Mit einem Streikkomitee, 
gewählt aus den eigenen Reihen, jederzei-
tig rechenschaftspflichtig und abwählbar, 
kann die Führung des Streiks durch die 
Arbeiter*innen selbst kontrolliert werden. 
In einem solchen Arbeitskampf dürfen 
die Streikenden auch nicht den Angaben 
der Geschäftsführung vertrauen sondern 
müssen den Einblick in die Geschäftsbü-
cher verlangen. Kann das Unternehmen 
das Werk und die Arbeitsplätze nicht 
erhalten, dann sollte es entschädigungs-
los und unter demokratischer Kontrolle 
der Beschäftigten von der Allgemeinheit 
übernommen werden!		       
				         

EIN UMFASSENDER 
STREIK IST NÖTIG!

MASSENENTLASSUNGEN BEI OPEL
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Mo Sedlak

Es gibt Marionettenregierungen, und dann 
gibt es Abdelaziz Bouteflika. Der algeri-
sche Präsident kann seit einem Schlagan-
fall 2014 nicht mehr sprechen und ist ein 
offensichtlich machtloses Feigenblatt der 
herrschenden algerischen Eliten. Trotzdem 
wurde er am 22. Februar für eine fünfte 
Amtszeit aufgestellt. Dieser Tropfen hat 
das Fass in Algerien zum Überlaufen ge-
bracht: Seitdem gehen Millionen auf die 
Straßen. Sie kämpfen gegen weit mehr als 
die mittlerweile zurückgezogene Kandida-
tur, nämlich gegen extrem ungleich ver-
teilten Reichtum und eine kaum versteckte 
Diktatur von MilliardärInnen, Manage-
rInnen und Militärs.

Charakter, Erfolg und Aufgaben 
der Bewegung

Die bisherigen Erfolge der algerischen Be-
wegung unterstreichen die zentrale Rolle 
der ArbeiterInnen und Jugendlichen in 
sozialen und politischen Kämpfen. Die 
Mehrheit der Bevölkerung ist jünger als 
30 Jahre, sie hatte die Massendemonstra-
tionen dominiert. Und obwohl Teile der 
Gewerkschaften der herrschenden na-
tionalen Befreiungsfront FLN die Treue 
halten, wurde Bouteflikas Kandidatur 
genau am 11. März zurückgezogen, nach-
dem die Kampagne für einen General-
streik immer mehr Fahrt aufnahm. Da-
für wurden die Wahlen auf unbestimmte 
Zeit verschoben, was die Bewegung 
weiter anstachelt.

Auch die Veteran*innen der algerischen 
Befreiungsbewegung in den 1960er-Jah-
ren mobilisieren gegen die herrschende 
Ein-Parteien-Ordnung, die den Namen 
der antikolonialen Kämpfer*innen FLN 
für sich beansprucht.

Aber auch Teile der Kapitalist*innen und 
des Staatsapparats haben sich von ihrer 
ehemaligen Marionette distanziert. Klei-
ne Gewerbetreibende nahmen am Gene-
ralstreik am 22. März teil und der Arme-

echef verkündete, das Militär würde auf 
der Seite der protestierenden Bevölke-
rung stehen. Das ist natürlich unrichtig 
– die Freitagsdemonstrationen richten 
sich gegen das ganze herrschende System 
aus OligarchInnen, Ölmanager*innen 
und Staatsapparat. Es zeigt aber, wie viel 
Angst die Generalstreikforderung und 
die anhaltende Massenmobilisierung den 
Herrschenden einjagt.

Die Bewegung in Algerien ist ein Mas-
senaufstand gegen ein System das exemp-
larisch für den kapitalistischen Neokolo-
nialismus steht. Trotz der Weigerung der 
Gewerkschaften und dem Unvermögen 
der Linken, die Bewegung anzuführen, 
treiben Jugendliche, Arbeiter*innen, 
Arme und ärmere Kleinbürger*innen 
den Kampf voran. Mit ihren weitestge-
hend friedlichen Massendemonstratio-
nen haben sie bereits strategische Nieder-
lagen des Regimes erkämpft.

Gleichzeitig fehlt eine Organisierung, 
die mehr als die Überwindung der him-
melschreiendsten Ungerechtigkeiten 
bringen kann. Die Gefahr besteht, dass 
die Bewegung, wie in Ägypten, Tune-
sien und Libyen, in einem konterrevo-
lutionären Rückschlag vernichtet wird. 
Aber selbst wenn das nicht eintritt wird 
auch die Einführung einer formaleren 
bürgerlichen Demokratie die Grundpro-
bleme der Bevölkerung nicht lösen. Für 
eine darüber hinausgehende Perspek-
tive, in der die Macht und der relative 
Reichtum im Land in den Händen der 
Arbeiter*innen liegt, fehlt aber die Orga-
nisation um sie umzusetzen. So eine Or-

ganisation zu schaffen und den Aufstand 
nicht versanden zu lassen, ist heute die 
wichtigste Aufgabe.

Die FLN

Die heute herrschende FLN (nationale 
Befreiungsfront) führte den Unabhän-
gigkeitskampf gegen Frankreich an, der 
1962 gewonnen wurde. Davor begingen 

die Besatzer*innen, vor allem seit dem 
Erstarken der Bewegung ab 1945, brutale 
Massaker mit insgesamt Hunderttausen-
den oder sogar mehr als einer Million 
Toten. Folter, Massenhinrichtungen und 
das Zerstören ganzer Dörfer gehörten 
zur französischen Strategie. Der Sieg 
gegen die Unterdrücker*innen war ein 
zentraler antiimperialistischer Erfolg des 
20. Jahrhunderts.

Gleichzeitig etablierte sich der algeri-
sche bürgerliche Nationalismus als neue 
Herrschaft. Die heldenhaft und aufop-
fernd kämpfenden der algerischen Ar-
beiter*innen und Armen fanden sich in 
einem nationalen Kompromiss und in 
einer bürgerlichen Herrschaft wieder. 
Die Rolle der Guerilla wurde hervorge-
hoben, die Arbeits- undStraßenkämpfe 
heruntergespielt. 

Dabei hatten sie eine zentrale Rolle ge-
spielt: Ab Mitte der 1950er-Jahre erschüt-
terten eintägige Streiks die algerische 
Kolonie und das französische Festland. 
1955 besetzten Soldaten, die nicht gegen 
die algerische Bewegung eingesetzt wer-
den wollten, ihre Kaserne. Als die Polizei 

EIN VOLKSAUFSTAND 
GEGEN DAS ALTE REGIME

ALGERIEN

Die Erfolge auf denen eine algerische Revolution auf-
bauen könnte sind ebenso offensichtlich wie ihre Hin-
dernisse. Die Arbeiter*innenklasse hat ihre Macht be-
wiesen und dürfte sich ihrer auch bewusst werden. Sie 
muss sie jetzt in Organisationsformen unabhängig vom 
Regime gießen, und die Gewerkschaften auf einen radi-
kalen Oppositionskurs zwingen.

“
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vorrückte schlossen sich mehrere Tau-
send Arbeiter*innen den Straßenkämp-
fen an. In Algerien waren es vor allem 
Hafenarbeiter*innen, deren Kämpfe bis 
hin zu einem gemeinsamen General-
streik mit tunesischen Arbeiter*innen 
1956 eskalierten.

Leider spielten linke Organisationen 
nicht immer eine rühmliche Rolle. Es 
waren französische Sozialdemokrat*in-
nen unter Mollet die den terroristischen 
Ausnahmeberechtigungsakt, der Fol-
ter und Erschießungen zur Folge hatte, 
durchsetzten. Die französische kom-
munistische PCF und die UdSSR unter 
Chruschtschow kooperierten mit De 
Gaulle in seinem verlogenen „Selbstbe-
stimmungsprozess“ ab 1959, dem noch 
3 Jahre brutaler Krieg folgten. Die Vierte 
Internationale unter Michel Pablo ver-
harmloste derweil die bürgerlich-nati-
onalistische FLN-Regierung unter Ben 
Bella, der Pablo sogar als Minister beitrat, 
statt eine unabhängige Organisation der 
Arbeiter*innen aufzubauen und die Re-
volution voranzutreiben.

Nach wenigen Jahren Unabhängigkeit 
gelang es der FLN-Fraktion um Boume-
dienne und der nationalen Volksarmee 
ANP 1965, die Macht in einem Putsch an 
sich zu reißen. Auf den Putsch folgte ein 
Ein-Parteien-Regime, ein korruptes Netz 
aus Staatsapparat, Ölbranche und Militär. 
Ab den 1980er-Jahren zeigte der FLN-Na-
tionalismus sein grausames Gesicht, als 
der Widerstand der Berber-Bevölkerung 
gegen die Unterdrückung ihrer nationa-
len Identität brutal unterdrückt wurde. 
Ihnen wurden alle kulturellen Veranstal-
tungen untersagt, der anti-Berber-Chau-
vinismus wurde zur ideologischen Stütze 
des Regimes.

1988 kam es zu einem Aufstand gegen die 
FLN, die unter dem Druck der Proteste 
1988 Wahlen für 1991 ansetzte. Als sich 
ein Sieg der islamistischen „Islamischen 
Heilsfront“ FIS abzeichnete, wurden die 
Wahlen abgebrochen. Es kam zu einem 
blutigen Bürger*innenkrieg zwischen 
FLN und FIS, in dem mehr als hundert-
tausend Menschen starben. Es sollte nicht 
unerwähnt bleiben, dass die FLN selbst 
ab 1976 versuchte, den Islam in der Ver-
fassung zu verankern und damit die is-
lamistische Kanalisierung der Unzufrie-
denheit quasi vorprogrammierte.

Es war der heutige Marionettenpräsident 
Bouteflika, 1999 vom Militär eingesetzt, 

der einen Versöhnungsprozess anstieß 
und die FLN-Herrschaft stabilisierte. 
Ab 2002 führte er umfassende Privati-
sierungen durch. Damit zerschlug er die 
Illusionen, die auch manche Linke in den 
angeblichen „Arbeiter*innenstaat“ Alge-
rien hatten, die auf nichts mehr als ein 
paar Zugeständnissen an besonders gut 
organisierte Fabrikarbeiter*innen und 
eine staatliche Industriepolitik basier-
ten. Nach ökonomischer oder demokra-
tischer Kontrolle durch die ArbeiterIn-
nenklasse konnte unter dem FLN lange 
gesucht werden.

Massive Ungleichheit

In Algerien besitzt das reichste Zehntel 
der Bevölkerung 80 % des Vermögens. 
Zum Vergleich: In Österreich, nicht gera-
de einem Vorreiterland was Vermögens-
verteilung angeht, sind es etwas über 50 
%. Vor allem die Renten aus dem Öl- und 
Gasgeschäft, das etwas weniger als ein 
Drittel des Bruttoinlandsprodukts aus-
macht, gehen an die mit der FLN verbun-
denen Eliten. Die Arbeitslosenrate liegt 
bei etwa 6 %, bei Jugendlichen fast 24 %.
Die Unzufriedenheit nimmt derweil nicht 
ab. Seit dem Beginn der Proteste waren 
Schätzungen zufolge 10-15 Millionen auf 
der Straße. In Algerien leben etwa 41 Mil-
lionen Menschen. Seit mehreren Wochen 
gibt es umfassende Bildungsstreiks, die 
Generalstreikwelle konnte ursprünglich 
mehrere Hunderttausende mobilisieren. 
Auch Arbeiter*innen der besonders pri-
vilegierten und besonders von Repres-
sion betroffenen Ölindustrie legten die 
Arbeit nieder. Trotzdem dürfte die Streik-
bewegung abschwellen, nicht zuletzt weil 
die Gewerkschaftsbewegung ihre teilwei-
se Loyalität zur FLN nicht abgelegt hat.

Die Erfolge auf denen eine algerische Re-
volution aufbauen könnte sind ebenso 
offensichtlich wie ihre Hindernisse. Die 
Arbeiter*innenklasse hat ihre Macht be-
wiesen und dürfte sich ihrer auch bewusst 
werden. Sie muss sie jetzt in Organisati-
onsformen unabhängig vom Regime gie-
ßen, und die Gewerkschaften auf einen 
radikalen Oppositionskurs zwingen. Eine 
Partei, die den Aufstand in die Revoluti-
on übergehen lässt, kann Arbeiter*innen, 
Jugendliche und arme Bäuerinnen und 
Bauern vereinen und die Macht erobern.

Für die permanente Revolution!

Gleichzeitig werden in Algerien die 
Lehren der permanenten Revolution 

offensichtlich, die Leo Trotzki als ers-
ter systematisch ausformuliert hat. Im 
Widerspruch zwischen entwickelten ka-
pitalistischen Klassenverhältnissen und 
Machtstrukturen abseits der bürgerlichen 
Demokratie kann nur die Arbeiter*in-
nenklasse die Aufgaben einer bürger-
lich-demokratischen Revolution durch-
führen. Sie muss sie aber, wenn sie die 
demokratische Revolution mit der Macht 
in den Händen vollenden will, zur sozia-
listischen Revolution weiterführen.

Das bedeutet, dass die Arbeiter*innen-
klasse selbst demokratische Forderungen 
– nach Organisationsfreiheit, Gleich-
heit von Mann und Frau, Selbstbestim-
mungsrecht nationaler Minderheiten, 
Abschaffung des Präsidialsystems, der 
Einberufung einer verfassungsgebenden 
Versammlung – aufstellen muss, um die 
Masse der Lohnabhängigen, der Bauern-
schaft, der städtischen und ländlichen 
Armut zu verbinden. Doch selbst die 
demokratischste Konstituierende Ver-
sammlung wird die Frage nicht lösen, 
welche Klasse herrscht. Daher müssen 
Revolutionär*innen für eine Arbeiter*in-
nen- und Bauernregierung kämpfen, 
die sich auf Räte und bewaffnete Mili-
zen stützt. Der bürgerliche Staatsapparat 
muss zerschlagen, die einfachen Soldaten 
für die Revolution und zur Bildung von 
Soldatenräten gewonnen werden. Eine 
Arbeiter*innenregierung muss unmit-
telbar die demokratischen und sozialen 
Forderungen der Massen durch ein Not-
programm zur Linderung der Not und 
sozialen Ungleichheit angehen – dies 
ist freilich nur möglich durch die Ent-
eignung der Superreichen und großen 
Unternehmen unter Arbeiter*innenkon-
trolle und das erstellten eines demokra-
tischen Plans.

Die größte Fallgrube ist hier die Allianz 
mit den Bürgerlichen und der Eliten, die 
sich jetzt von Bouteflika abwenden wo 
seine Niederlage glasklar ist. Sie versu-
chen mit Wahlverschiebung und ähnli-
chen Manövern den Aufstand versanden 
zu lassen.

Der Aufstand in Algerien zeigt: Eine Re-
volution im 21. Jahrhundert ist möglich. 
Er ruft aber auch die Fehler des 20. Jahr-
hunderts, die Kapitulation vor den Bür-
gerlichen und die Führungskrise der Ar-
beiter*innenklasse wieder wach. Es muss 
gelingen, aus den Niederlagen zu lernen 
und die Möglichkeiten in zukünftige 
Siege umzuwandeln.		       
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Jaqueline Katherina Singh 
(Gruppe ArbeiterInnenmacht)

Millionen Frauen demonstrierten am 8. 
März gegen Ausbeutung, Unterdrückung, 
Diskriminierung, Sexismus und Gewalt.
In Spanien legten wie schon 2018 rund 6 
Millionen Beschäftigte die Arbeit nieder. 
Der internationale Frauen*streik gipfelte 
dort erneut in einer massenhaften Beteili-
gung gewerkschaftlich organisierter Arbei-
terinnen wie auch ihrer männlichen Kol-
legen. Ohne den Druck der betrieblichen 
Basis wäre es sicher nicht möglich gewesen, 
diesen Streik so massenhaft zu entfalten.

Die anarchosyndikalistischen Gewerk-
schaften CNT sowie CGT hatten ohne-
dies offiziell zu einem 24-Stunden-Streik 
aufgerufen. Die zwei größten, reformis-
tisch geprägten Gewerkschaften, CC.OO 
und UGT, organisierten immerhin einen 
zweistündigen Warnstreik. In manchen 
Regionen, wie Kastilien-La Mancha, 
agierten sie linker und riefen zu einem 
ganztägigen Generalstreik der Frauen im 
öffentlichen Dienst auf. Im Baskenland 
und Katalonien scheint die Beteiligung 
besonders stark gewesen zu sein.

Zweifellos hat das Vorbild der spanischen 
Frauen auch die Bewegung in anderen eu-
ropäischen Ländern inspiriert. In Italien, 
Belgien und anderen europäischen Län-
dern zeigten sich wichtige erste Ansätze 
von Frauenstreik, zu denen auch linke 
Basisgewerkschaften aufriefen, während 
sich die großen Dachverbände CISL und 
UIL gegen die Bewegung stellten und den 
Frauenstreik sogar als „gegen die Frauen 
gerichtet“ denunzierten.

Besonders groß war die Bewegung auch 
2019 in Lateinamerika. In Chile gingen 
allein in der Hauptstadt Santiago de Chi-
le 200.000 auf die Straße. In Argentinien 
prägten ebenfalls Massendemonstrati-
onen das Bild, die radikaleren Gewerk-
schaften riefen zu Streiks auf. In Brasilien 
demonstrierten Hunderttausende, auch 
wenn dort der Fokus der aktuellen Mo-

bilisierung stärker auf den Streik- und 
Aktionstag gegen die sog. Rentenreform 
Ende März gelegt wurde.

In der Türkei setzten sich tausende Frau-
en gegen die Angriffe der Polizeischer-
g*innen Erdogans auf die Demonstration 
in Istanbul zur Wehr. Landesweit gingen 
Zehntausende trotz massiver Repression 
auf die Straße.

Auch in Deutschland scheint der Frau-
enstreik angekommen zu sein. Bundes-
weit gingen rund 70.000 auf die Straße, 
in Berlin 20.000 bis 25.000, in Hamburg 
10.000, in Leipzig 4.000, in Köln 3.000, 
München, Freiburg und Kiel je 2.000, in 
Kassel und Stuttgart je 1.000. Dies sind 
deutlich mehr als in den letzten Jahren, 
auch wenn von einem massenhaft be-
folgten politischen Streik (noch) nicht 
die Rede sein konnte. Immerhin stellten 
Beschäftige bei Amazon in Bad Hersfeld 
ihre tariflichen Auseinandersetzungen in 
den Kontext des Frauenstreiks, organi-
sierten eine Betriebsversammlung – und 
zeigten damit auch einen Weg, wie Ar-
beitsniederlegungen am 8. März zu einer 
Realität werden können.

Die Zahlen der Demonstrationen sind je-
denfalls ermutigend – und machen Lust 
auf mehr.

Dabei stellen sie nur einen kleinen Aus-
zug der Aktionen von den Frauen dar, 
die am 8. März überall auf der Welt de-
monstriert haben. Insgesamt können wir 
beobachten, wie immer mehr und mehr 
Frauen auf die Straße gehen und für ihre 
Rechte demonstrieren. So gab es im Jahr 
2018 in rund 177 Ländern Proteste, für 
2019 liegen uns noch keine endgültigen 
Zahlen vor. Wenn wir die Gesamtsitua-
tion betrachten, dürfen wir freilich den 
Blick nicht nur auf den 8. März legen. 
Ausgehend von Bewegungen wie Ni Una 
Menos in Argentinien und dem Women’s 
March against Trump in den USA, ent-
standen in Ländern wie Indien oder Bra-
silien Massenbewegungen gegen Angriffe 

auf die Rechte der Frauen, sexuelle und 
patriarchale Gewalt (bis hin zum mas-
senhaftem Femizid). Zusammen mit dem 
Frauen*streik bilden sie seit einigen Jah-
ren den sichtbaren Ansatz einer neuen, 
internationalen Frauenbewegung.

Der Rechtsruck ist schließlich auch eine 
Ursache der immer stärkeren Angrif-
fe auf Frauenrechte. Interessanterweise 
bleiben diese jedoch nicht unbeantwor-
tet: Seit mehreren Jahren können wir 
erleben, wie Frauen sich zahlenmäßig 
stark gegen Einschränkungen des Selbst-
bestimmungsrechts über ihren eigenen 
Körper, Gewalt oder die sich verschlech-
ternde ökonomische Situation wehren. 
Ob die Schwarzen Proteste in Polen, Ni 
Una Menos in Argentinien, Proteste ge-
gen Vergewaltigung in Indien: alles sind 
Widerstandsmaßnahmen der letzten 
Jahre, die im Bewusstsein von Millionen 
Frauen präsent sind und teilweise Erfolge 
errungen haben.

Besonders herauszustreichen ist hier 
auch der Women’s March in den USA. 
Zum Amtsantritt Trumps initiiert, de-
monstrierten dort rund 3 Millionen 
Frauen. Dabei blieb es aber nicht: In an-
deren Großstädten auf der Welt solidari-
sierten sich Frauen und gingen unter dem 
gleichen Namen für Frauenrechte auf die 
Straße. Neben One Billion Rising stellt 
diese eine der größten  Aktionen dar, die 
zeigten, dass sich unter einem gleichen 
Slogan Proteste länderübergreifend koor-
dinieren lassen und somit eine wichtige 
Grundlage für Vernetzungen und eine 
internationalistische Ausrichtung der lo-
kalen Aktionen gelegt werden kann.
Wir als Organisationen glauben, dass die-
se Proteste zwei größere Ursachen haben.
Auf der einen Seite gibt es Angriffe auf 
bereits bestehende, erkämpfte Rechte: 
Sparmaßnahmen wie Streichungen der 
Kitaplätze; Teuerung von Pflegeangebo-
ten; Versuche, Abtreibungsrechte einzu-
schränken seitens der Regierung und der 
Rechten. Das heißt, ein Teil der Kämpfe 
sind defensiv.

EINE INTERNATIONALE 
BEWEGUNG ENTSTEHT!

DER 8. MÄRZ 2019
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Auf der anderen Seite gibt es auch im-
mer mehr wachsende Proteste, vor allem 
in Asien. Dies hat mit einem generellen 
Wachstum der Arbeiter*innenklasse auf 
diesem Kontinent zu tun. Frauen werden 
dort mehr und mehr in die Produktion 
einbezogen. Damit wächst auch gleich-
zeitig ihre Doppelbelastung durch Lohn- 
und Reproduktionsarbeit (also Haushalt, 
Erziehung, Pflegearbeit). Gleichzeitig 
ermöglicht ihnen das mehr Zugang zu 
Bildung und eine gewisse ökonomische 
Unabhängigkeit, sodass ihre Lage nicht 
nur durch doppelten Druck und die Last 
erz-reaktionärer Unterdrückung geprägt 
ist, sondern auch Möglichkeiten schafft, 
vermehrt und aktiver für ihre Rechte zu 
kämpfen.

Das alles führt uns zu den Fragen: Wie 
können wir dieses Potenzial nutzen und 
den Kampf gegen Ungleichheit und Un-
terdrückung erfolgreich führen?

Es bedarf dazu einer internationalen Be-
wegung – einer, die die unterschiedlichen 
Probleme, die Frauen weltweit betreffen, 
zusammenfasst und eine gemeinsame 
Perspektive aufwirft. Ob nun von der 
Muslima, die das Recht hat, ihren Glau-
ben so zu praktizieren, wie sie es möchte, 
über schwarze Frauen, die nicht länger 
der massiven Polizeigewalt und rassisti-
schen Angriffen ausgesetzt sein wollen, 
bis hin zur pakistanischen Arbeiterin, die 
nicht länger für einen Hungerlohn arbei-
ten will, ob für geflüchtete Frauen oder 
die Pflegerin hier in Deutschland: Es ist 
unsere Aufgabe, für die unterschiedli-

chen Situationen die Gemeinsamkeiten 
in der sexistischen Unterdrückung deut-
lich zu machen und eine internationale 
Perspektive zu formulieren. Wenn wir 
diese aktuellen Kämpfe betrachten, dann 
lassen sich 5 konkrete Forderungsblöcke 
daraus ableiten: 

1. Volle rechtliche Gleichstellung und 
Einbeziehung in den Produktionspro-
zess!
2. Gleicher Lohn für gleiche Arbeit!
3. Für die Selbstbestimmung über den 
eigenen Körper!
4. Recht auf körperliche Unversehrtheit!
5. Vergesellschaftung der Hausarbeit!

Das sind alles Forderungen, die sich auf 
viele grundlegende Problematiken bezie-
hen, mit denen wir Frauen – und damit 
meinen wir in erster Linie die Masse der 
Frauen aus der Arbeiter*innenklasse, der 
Bauern-/Bäuerinnenschaft und den nicht 
ausbeutenden Schichten der städtischen 
Mittelschichten – zu kämpfen haben. 
Und um diese mit Leben zu füllen, müs-
sen wir die Proteste, die es gibt, mitein-
ander koordinieren. Es bedarf zweierlei: 
einmal einer Möglichkeit, wo sich die un-
terschiedlichsten Aktivistinnen austau-
schen können, denn es gibt bereits Kämp-
fe, die vernetzt und verbunden werden 
müssen. Aktionskonferenzen in Anleh-
nung an die Sozialforen könnten da eine 
Möglichkeit sein.

Der zweite Punkt ist die Basisorgani-
sierung der Bewegungen vor Ort. Wir 
müssen uns dort, wo wir uns tagtäglich 

bewegen, organisieren, demokratische 
Strukturen geben – z.  B. Vollversamm-
lungen, um zu Aktionen zu mobilisie-
ren und die Probleme international mit 
denen vor Ort zu verbinden, um nicht 
nur die diejenigen zu erreichen, die sich 
bereits dafür interessieren. Damit das 
passiert, ist es ebenfalls wichtig, Druck 
auf bereits bestehende Organisationen 
wie beispielsweise Gewerkschaften aus-
zuüben und dort aktiv einzugreifen. Der 
Frauenstreik in Spanien ist vor allem des-
halb so groß, weil sich Gewerkschafts-
gliederungen bewusst daran beteiligen 
und dafür auch mobilisieren. Denn nur 
wenn wir eine Bewegung sind, die ihre 
Basis auf der Straße hat und nicht nach 
einem Tag verschwunden ist, können wir 
unsere Forderungen durchsetzen!

Die Bewegung, die am 8. März weltweit 
sichtbar wurde, birgt das Potential, zu 
einer neuen proletarischen Frauenbewe-
gung zu werden, einer, die die Befreiung 
der Frauen und LGBTIA-Menschen als 
Teil des Klassenkampfes betrachtet und 
mit einer revolutionären Perspektive ver-
bindet. So kann sie zugleich auch zu einer 
Vorkämpferin für eine neue, revolutionä-
re Internationale werden.		       

Aktivist*innen von Arbeiter*innenstandpunkt und der Jugendorganisation REVOLUTION am internationalen Frauenkampftag in Wien.
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Dave Stockton (Red Flag)

Am Samstag, den 23. März, füllten über 
eine Million Menschen die Straßen und 
Plätze im Zentrum Londons in der wohl 
größten Demonstration der britischen 
Geschichte. Sie forderten eine Volksab-
stimmung über den Tory-Brexit-Deal, ein-
schließlich der Alternative, Artikel 50 zu 
widerrufen und den Brexit zu verhindern. 
Sie bildeten eine Menschenmenge von der 
Park Lane zum Trafalgar Square durch 
Whitehall bis zu   einem Rednerpodium 
vor dem Parlament. Einige Leute mussten 
3 oder sogar 4 Stunden warten, bis sie los-
marschieren konnten.

Unterdessen hatte eine Online-Petiti-
on für eine Volksabstimmung über vier 
Millionen Unterschriften erreicht. Am 
25. März stieg die Zahl der Unterzeich-
ner*innen auf 5,3 Millionen. Wird das 
Parlament auf die Menschen hören? Bis-
lang gibt es kein Anzeichen dafür. Sich an 
ihr „Mandat“ für 2016 festklammernd, 
bestehen die Brexit-Befürworter*innen 
darauf, dass eine erneute Konsultation 
der Bevölkerung ein Verstoß gegen die 
Demokratie wäre!

Teilnehmer*innen

Der Marsch wurde von einer Koalition 
aus Liberalen, dem rechten Labourflügel, 
schottischen Nationalist*innen und ver-
schiedenen Prominenten organisiert und 
geleitet und wurde von einem Wald aus 
blauen EU-Flaggen dominiert. Dennoch 
war der Geist der Demonstrant*innen 
eine klare Ablehnung des nationalisti-
schen und rassistischen Charakters des 
Brexit-Projekts und die Teilnehmer*in-
nen sprachen sich für ein Willkommen 
der Flüchtlinge und Migrant*innen aus. 
Wie jede/r weiß, ist das zentrale Motiv 
der Brexit-Befürworter*innen, die Ein-
wanderung zu stoppen („die Kontrolle 
über unsere Grenzen wiederzuerlan-
gen“), so dass jede/r an den Schildern se-
hen konnte, dass der Geist des Marsches 
antirassistisch war.

Eine Gruppe linker Abgeordneter, dar-
unter Kate Osamor und Clive Lewis, und 
von Gewerkschafts- und Wahlkreisakti-
vist*innen versammelte sich, um auf dem 
Marsch einen vereinigten linken Block zu 
bilden. Er wurde von „Another Europe is 
Possible“ and „Labour for a Socialist Eu-
rope“ organisiert und von der Transport- 
und Verkehrs-Gewerkschaft und ihrem 
Generalsekretär Manuel Cortes unter-
stützt. Sowohl Cortes als auch Clive Le-
wis sprachen bei einer Kundgebung, als 
die Demonstrant*innen darauf warteten, 
loszugehen.

Lewis sagte: „Brexit ist ein Tory-Projekt. 
Es ist ein rassistisches Projekt. Es geht um 
die Deregulierung der Wirtschaft und 
den Angriff auf die Rechte der hier gebo-
renen Arbeiter*innen und der Arbeits-
migrant*innen. (…) Also marschieren 
wir als linker Block zusammen, weil wir 
uns weigern, die Idee zu akzeptieren, dass 
die Anti-Brexit-Bewegung Eigentum nur 
von Politiker*innen offen bürgerlicher 
Parteien der Mitte ist.“

Die Demonstration war durch die große 
Beteiligung junger Menschen, von de-
nen die meisten beim Referendum nicht 
stimmberechtigt waren, und Bürger*in-
nen der anderen 27 EU-Länder, die im 
Vereinigten Königreich arbeiten oder stu-
dieren, gekennzeichnet, die jetzt in einem 
Klima der Fremdenfeindlichkeit und Ge-
walt mit einer Registrierungspflicht und 
möglicherweise Abschiebung konfron-
tiert sind, falls Brexit nicht gestoppt wird.
Bemerkenswerterweise fehlten der La-
bour-Chef Jeremy Corbyn und auch die 
große Mehrheit der linken Parteiführung. 
Ebenfalls fehlte Momentum, die „basis-
demokratische Bewegung“ zur Unterstüt-
zung von Corbyn, deren eigentliche Wur-
zeln in den letzten zwei Jahren verwelkt 
sind. Auch die Plakatwälder von Socialist 
Worker und der Socialist Party , die nor-
malerweise britische Demos schmücken, 
um den Eindruck von Masseneinfluss für 
ihre schrumpfenden Sekten zu erwecken, 
waren nicht zu sehen.

Die Hauptkräfte der britischen Linken, 
die sich in die Illusion eines linken Brexit 
oder „Lexit“ verliebt haben, waren wäh-
rend der tiefen Krise, die Großbritanni-
en seit Monaten heimsucht, nicht in der 
Lage, etwas Bedeutendes zu sagen oder zu 
tun. Ihre einzige Errungenschaft bestand 
darin, diese aufstrebende progressive 
Bewegung unter der Führung der rech-
ten Seite der Labour Party und kleinerer 
Parteien wie der Grünen zu belassen. Sie 
fürchten, ihre völlige Bedeutungslosig-
keit auf den Straßen selbst zu demonst-
rieren, und sie können sie sich den ech-
ten Brexit-Befürworter*innen mit ihren 
Union Jacks (britische Nationalflaggen) 
und Anti-Immigrant*innen-Parolen 
anschließen.

Parlamentarische Farce und Labour

Während der gesamten parlamentari-
schen Farce wurde die große Mehrheit 
der Mitglieder der Labour Party und 
der Wähler*innen, die, wie man sich 
erinnern sollte, auch in Gegenden, die 
mehrheitlich für den Austritt stimmten, 
für den Verbleib in der EU votiert haben, 
von der linken Führung getäuscht und 
demobilisiert. Mit der Behauptung, dass 
die Freizügigkeit der Arbeiter*innen „be-
endet werden“ und die Entscheidung des 
Volkes im Jahr 2016 „respektiert werden 
muss“, haben sie jede echte Forderung 
nach einer „Volksabstimmung“ auch bis 
zuletzt blockiert und verzögert. Dies hat 
deutlich gemacht, dass die Entschließung 
der Liverpooler Labour-Konferenz, die 
eine solche Abstimmung „auf den Tisch 
legte“, eine grausame Täuschung war.
Unterdessen haben die Corbyn-Führung 
und Momentum jede ernsthafte Diskus-
sion darüber, wie die Europapolitik der 
Labour Party aussehen sollte, blockiert. 
Sie haben die Notwendigkeit, ihren Par-
teivorsitzenden gegen die Rechte in der 
Labour-Parlamentsfraktion zu „unter-
stützen“, als Vorwand benutzt. Diese un-
ehrliche Politik zeigt, wie oberflächlich 
und vorübergehend sich die Demokrati-
sierung der Partei erwiesen hat.

BREXIT - IST DAS NUN 
DER LETZTE AKT?

BRITANNIEN
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Jetzt steht Theresa Mays Erpressungs-
strategie, die Uhr bis zum 29. März he-
runterlaufen zu lassen – die Frist wurde 
jetzt bis zum 13. April verlängert -, um 
die Abgeordneten von Tory und Labour 
zu zwingen, ihren Deal zu unterstützen, 
ohne Haltelinien da. Das Land blickt nun 
in den Abgrund eines Ausstiegs ohne Ab-
kommen. Hunderttausende, ja Millionen 
von Arbeiter*innen und Student*innen 
vom europäischen Festland könnten 
ohne sicheren Status verweilen oder zum 
Verlassen des Landes gezwungen werden. 
Alle Internationalist*innen in Großbri-
tannien sollten sich zusammenschlie-
ßen, um diesen Brexit um jeden Preis  
u stoppen.

Gegen die Kosten des Brexit

Dies wird weitere Massendemonstrati-
onen im ganzen Land erfordern. Zwei-
tens müssen die Gewerkschaften in den 
Kampf gegen Brexit, in Aktionen hinein-
gezogen werden – nicht durch gemeinsa-
me Pressekonferenzen mit der Industriel-
lenorganisation, dem CBI, wie sie es letzte 
Woche getan haben, sondern indem sie 
ihre Mitglieder entweder gegen einen aus 
dem Grab gestiegenen May-Deal oder die 
wirtschaftliche und soziale Katastrophe 
nach einem „No Deal“ mobilisieren.
Angesichts dieser Bedrohung sollte der 
Gewerkschaftsdachverband TUC einen 
Generalstreik einleiten, um die Abwäl-

zung der Kosten des Brexit auf die Ar-
beiter*innen zu verhindern, und eine 
Volksabstimmung fordern. Lokale Ak-
tionsausschüsse aus den Basisorgani-
sationen der Gewerkschaften, lokaler 
Labour-Party-Ortsgruppen, Student*in-
nenverbänden, der Migrant*innen und 
antirassistischer Gruppierungen sollten 
gebildet werden, um direkte Aktionen 
einzuleiten und zu verbreitern – egal wel-
che Tricks die Tories anwenden, um den 
Brexit durchzuziehen.

Aber es ist die Labour Party, deren Mehr-
heit starke anti-nationalistische Gefüh-
le hegt, die das wichtigste Schlachtfeld 
bleibt. Die Mitgliederbasis sollten ihre 
Abgeordneten auffordern, darauf zu be-
stehen, dass die Labour Party eine Reso-
lution vorlegt, in der sie (a) die sofortige 
und bedingungslose Aufhebung von Ar-
tikel 50 und (b) eine Volksabstimmung 
über jeden vorgeschlagenen Brexit-Deal 
einschließlich der Option „No Brexit“ 
fordert. Natürlich sollte Labour auch ge-
gen May und ihre Regierung einen Miss-
trauensantrag stellen.

Nicht zuletzt müssen Labour und die 
Gewerkschaften, die für die Millionen, 
die sich gegen Brexit stellen, sprechen, 
einen Aktionsplan verabschieden gegen 
das Leiden der benachteiligten Regionen, 
für offene Grenzen für Flüchtlinge und 
Arbeitsmigrant*innen, gegen die Banken 

und neoliberalen Politiker*innen, ob in 
der Londoner City oder in Frankfurt und 
Brüssel.

Die internationalistische Linke muss sich 
europaweit vernetzen, um den Aufstieg 
der rassistischen Rechten zu bekämpfen, 
um die Verhängung von Sparmaßnah-
men durch die Behörden der EU und der 
Eurozone gegenüber Ländern wie Grie-
chenland zu bekämpfen, um das Recht 
auf Selbstbestimmung von Nationalitäten 
wie den Katalan*innen durchzusetzen 
und Flüchtlinge und Arbeitsmigrant*in-
nen zu schützen.

Ein sofortiger Schritt für Gewerkschaf-
ten, die gegen Sparpakete und Rassismus 
auftreten, für sozialistische Parteien und 
Jugendorganisationen bestünde in der 
Einberufung eines Europäischen Sozi-
alforums, auf dem sie ihre Bemühungen 
koordinieren und ein Aktionsprogramm 
ausarbeiten könnten. Andernfalls wird es 
den rassistischen Populist*innen wie Fa-
rage oder Le Pen überlassen, sich dema-
gogisch gegen das „Europa der Bankiers 
und der Neoliberalen“ zu stellen. Gegen 
die EU, wie sie heute ist, müssen wir nicht 
den Ruf nach Sozialismus in einem Land 
der Lexit-Befürworter*innen erheben, 
sondern die Forderung nach Vereinigten 
Sozialistischen Staaten von Europa.       
				         

Transparent von „Red Flag“ auf der Demonstration: “EXPROPRIATE THE EXPROPRIATORS - FOR A UNITED SOCIALIST EUROPE”
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Der Arbeiter*innenstandpunkt 
zehn mal im Jahr ins Haus ge-
liefert. Das bedeutet, wenn der 
Handverkauf auf der Demo nicht 
zu finden war, trotzdem die neue 
Ausgabe im Postkasten für euch - 
und ein bisschen mehr finanzielle 
Sicherheit für uns. Du bekommst 
10 Ausgaben für 25 Euro!

Deshalb gleich bestellen unter:

info@arbeiterinnenstanpunkt.net

Du bekommst die aktuelle Aus-
gabe und einen Zahlschein zuge-
schickt!

Der Arbeiter*innenstandpunkt ist 
eine internationalistische, kommu-
nistische Organisation. Unser Ziel 
ist die Schaffung einer klassenlosen 
Gesellschaft, in der es keine Ausbeu-
tung und Unterdrückung mehr gibt. 
Diese Gesellschaft kann nicht durch 
stetige Reformen erreicht werden, 
sondern erfordert einen radikalen, 
revolutionären Bruch der Arbeiter 
und Arbeiterinnen mit den heuti-
gen kapitalistischen Zuständen. Des-
halb unterstützen wir alle Kämpfe, 
Aktionen und Forderungen, die die 
Interessen der arbeitenden Bevölke-
rung zum Ausdruck bringen und die 
Keimform einer größeren, zukünfti-
gen Arbeiter*innenbewegung sind. 
Wir unterstützen jeden Kampf, sei er 
auch noch so klein, um die Lebensbe-
dingungen hier und jetzt zu verbes-
sern!

Der Sozialismus, für den wir kämp-
fen, kann nur international geschaffen 
werden. Die elementaren Bestandtei-
le und Forderungen – wie das Recht 
auf Nahrung, weltweiter Frieden oder 
eine solidarische Aufteilung der Ar-
beit auf alle Menschen – können nicht 
im nationalen Rahmen bestehen und 
verbinden die werktätige Bevölkerung 
auf der ganzen Welt miteinander. Wir 
haben daher nichts mit den Regimen 
des ehemals „real existierenden So-

zialismus“ gemein. In diesen Staaten 
herrschte nicht das arbeitende Volk, 
sondern eine bürokratische Kaste, 
die das Proletariat unterdrückte und 
sich selbst bereicherte. Die kapitalis-
tischen Herrschaftsformen, ob parla-
mentarische Demokratien oder offe-
ne Diktaturen, schützen hingegen die 
Macht der Elite aus Kapitalisten und 
Kapitalistinnen. Deshalb treten wir 
für eine Rätedemokratie ein, d.h. die 
demokratische Machtausübung der 
Arbeiterinnen und Arbeiter selbst 
durch direkte Wahl und Abwahl von 
Delegierten, auf die sich die Regie-
rung, die Staatsgewalt und sämtliche 
Verwaltungsgremien stützen.

Als Arbeiter*innenstandpunkt sind 
wir in sozialen Bewegungen und 
Klassenkämpfen aktiv und kämp-
fen dort für ein Programm im Sinne 
der gesamten Arbeiter*innenklas-
se. In Großbetrieben bilden wir Be-
triebsgruppen und organisieren Be-
triebstreffen und Kampagnen gegen 
die aktuelle Kürzungs- und Sparpo-
litik der Bosse aus Wirtschaft und 
Politik. Auf dieser Basis üben wir Kri-
tik an der Gewerkschaftsbürokratie, 
die im Sinne der Sozialpartnerschaft 
schon lange nicht mehr konsequent 
für die Interessen der Beschäftigten 
eintritt. Trotzdem wollen wir den 
Gedanken der Gewerkschaft nicht 

verwerfen, denn als Institution der 
Lohnabhängigen selbst ist sie ein 
Kampfinstrument gegen die Ausbeu-
tung durch das Kapital. Wir treten 
dabei ein für eine Demokratisierung 
der Gewerkschaften und eine Ent-
machtung der Bürokratie durch den 
Aufbau einer kämpferischen Basisbe-
wegung. Unser Hauptanliegen ist es, 
die politischen und ökonomischen 
Teilkämpfe, z.B. am Arbeitsplatz, 
mit einer allgemein-politischen Per-
spektive zu verbinden, die über das 
Bestehende hinausweist und der Ar-
beiter*innenklasse zur Einsicht in ihr 
gesamtgesellschaftliches Klasseninte-
resse verhilft.

Der Kapitalismus fordert tagtäglich 
unzählige Opfer und zerstört Men-
schenleben – durch Hunger, Krieg 
und Unterdrückung. Es ist an uns, 
diesem System etwas Neues entge-
genzusetzen. Kämpfe mit uns für den 
Aufbau einer neuen Partei der sozia-
listischen Revolution.

WER WIR SIND

JETZT 
ABONNIEREN!
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Liga für die Fünfte Internationale
Der Arbeiter*innenstandpunkt ist die österreichische Sektion 
der Liga für die Fünfte Internationale. Der Kapitalismus ist 
ein weltweites System der Ausbeutung und Unterdrückung. Es 
ist notwendig, ihn auch international zu bekämpfen. Deshalb 
kämpfen wir für eine neue, weltweite Partei der Arbeiter*in-
nen und Unterdrückten, eine fünfte Internationale. Die LFI hat 
Sektionen in Brasilien, Britannien, Deutschland, Frankreich, 
Österreich, Pakistan, Schweden, Sri Lanka und den USA.	
www.fifthinternational.org

Aktionsprogramm: 
Klassenkampf gegen die Krise des Kapitalismus!
Das Aktionsprogramm des Arbeiter*innenstandpunkt be-
schreibt den Aufbau einer neuen Partei der Arbeiter*innen 
und Unterdrückten und ihre zentralen Forderungen heute.
2014 - 36 Seiten A5 - 2 Euro

Broschüre: 
Die Freiheitliche Partei Österreichs
Im Kampf gegen die FPÖ braucht es eine marxistische Ana-
lyse dieser Partei, und zwar abseits von Verharmlosung und 
Hysterie.
2018 - 36 Seiten A5 - 2,50 Euro

Trotzki: Eine Einführung
Leo Trotzki war ein Anführer der russischen Revolution 1917, 
Kämpfer im Aufbau der jungen Sowjetunion und ein erbitter-
ter Gegner Stalins. Sein Leben und Wirken enthält wichtige 
Lehren für revolutionäre Aktivist*innen.
2013 - 136 Seiten A5 - 7 Euro

Revolutionärer Marxismus 50:
Populismus: Marxistische Analyse und Kritik
Populismus ist in den letzten Jahren in aller Munde, doch 
was bedeutet dieser Begriff überhaupt? Eine Auseinderset-
zung mit den diversen linken und rechten Phänomen.
2018 - 296 Seiten A5 - 12 Euro

WEITERE PUBLIKATIONEN DES 
ARBEITER*INNENSTANDPUNKT

Bestellen unter info@arbeiterinnenstandpunkt.net
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